
1 StGB Allgemeiner Teil

Staates, durch die völkerrechtliche Pflicht zur Erhaltung und Festigung des 
Friedens sowie durch die in internationalen Vereinbarungen festgelegten 
Verpflichtungen bestimmt.

2 .  K a p i t e l

Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

1. A b s c h n i t t  

Straftaten und Verfehlungen

§ 1
(1) Straftaten sind schuldhaft begangene gesellschaftswidrige oder gesell- 

schaftsgefährliche Handlungen (Tun oder Unterlassen), die nach dem Ge
setz als Vergehen oder Verbrechen strafrechtliche Verantwortlichkeit be
gründen.

(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig begangene gesellschafts
widrige Straftaten, welche die Rechte und Interessen der Bürger, das 
sozialistische Eigentum, die gesellschaftliche und staatliche Ordnung oder 
andere Rechte und Interessen der Gesellschaft schädigen. Sie ziehen straf
rechtliche Verantwortlichkeit vor einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege oder Strafen ohne Freiheitsentzug oder, soweit gesetzlich 
vorgesehen, bei schweren Vergehen Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
nach sich. Die Strafe für besonders schwere fahrlässige Vergehen ist, so
weit gesetzlich vorgesehen, Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren.

(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche Angriffe gegen die Souve
ränität der Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die Mensch
lichkeit und die Menschenrechte, Kriegsverbrechen, Straftaten gegen die 
Deutsche Demokratische Republik sowie vorsätzlich begangene Straftaten 
gegen das Leben. Verbrechen sind auch andere vorsätzlich begangene 
gesellschaftsgefährliche Straftaten gegen die Rechte und Interessen der 
Bürger, das sozialistische Eigentum oder andere Rechte und Interessen der 
Gesellschaft, die eine schwerwiegende Mißachtung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit darstellen und für die deshalb eine Freiheitsstrafe von min
destens zwrei Jahren angedroht ist oder für die innerhalb des vorgesehe
nen Strafrahmens im Einzelfall eine Freiheitsstrafe von über zwei Jahren 
ausgesprochen wrird.

§ 2
(1) Nur auf Antrag des Geschädigten werden verfolgt, sofern kein öffent

liches Interesse daran besteht:
— fahrlässige Körperverletzung;
— Beschädigung persönlichen und privaten Eigentums;
— unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen;
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